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NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift - Rechtsprechungs-Report (Zeit‐

schrift)
NPLY Non Profit Law Yearbook (Zeitschrift)
npoR Zeitschrift für das Recht der Non Profit Organisationen (Zeitschrift)
Nr. Nummer
NRW Nordrhein-Westfalen
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (Zeitschrift)
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NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht - Rechtsprechungs-Report
(Zeitschrift)

NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (Zeitschrift)
OLG Oberlandesgericht
OR Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilge‐

setzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht)
OVG Oberverwaltungsgericht
PGB Privatrechtliche Gesetzbuch des Kantons Zürich
RegE Regierungsentwurf
RG Reichsgericht
Rn. Randnummer
S. Seite
S&S Stiftung&Sponsoring (Zeitschrift)
SächsGVBl. Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt
SHK Stämpflis Handkommentar
SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung (Zeitschrift)
sog. sogenannt(-e/-en)
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SR Systematische Rechtssammlung des Bundesrechts (Schweiz)
SRL Systematische Rechtssammlung des Kantons Luzern
SRSZ Systematische Gesetzsammlung des Kantons Schwyz
SSSP Sumpf/Suerbaum/Schulte/Pauli – Stiftungsrecht Kommentar
SStiftG Saarländische Stiftungsgesetz
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
StiftG B-W Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg
StiftG HA Hamburgisches Stiftungsgesetz
StiftG HE Hessisches Stiftungsgesetz
StiftG M-V Stiftungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern
StiftG NRW Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen
StiftRG Stiftungsregistergesetz
StiftRspr. Stiftungen in der Rechtsprechung
SZS Schweizerische Zeitschrift für Sozialversicherung und berufliche Vor‐

sorge (Zeitschrift)
ThürStiftG Thüringer Stiftungsgesetz

Abkürzungsverzeichnis

21



u. a. unter anderem
Urt. Urteil
v. von
Var. Variante
Verh. Verhandlungen
VerwRspr Verwaltungs-Rechtsprechung in Deutschland (Zeitschrift)
VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
Vor. Vorbemerkung(en)
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
VwVG Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren (Verwaltungsverfah‐

rensgesetz)
z. B. zum Beispiel
ZBJV Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins (Zeitschrift)
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge (Zeitschrift)
ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Zeitschrift)
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht (Zeit‐

schrift)
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Zeitschrift)
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (Zeitschrift)
ZSR Zeitschrift für Schweizerisches Recht (Zeitschrift)
ZSt Zeitschrift zum Stiftungswesen (Zeitschrift)
ZStV Zeitschrift für Stiftungs- und Vereinswesen (Zeitschrift)
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Erster Teil: Einleitung

A. Motivation des Themas

Trotz ihrer scheinbaren Gegensätzlichkeit sind die Zielsetzungen der Stif‐
tungsautonomie und der Stiftungskontrolle aufeinander angewiesen.

Der Grundsatz der Stiftungsautonomie beschreibt, dass die rechtsfähi‐
gen, selbstständigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts1 rechtlich und or‐
ganisatorisch unabhängige juristische Personen i. S. d. Art. 19 Abs. 3 GG2

sind.3 Dieser Grundsatz basiert auf dem Trennungs- und Erstarrungsprin‐
zip, nach dem sich der Stifter mit der Stiftungserrichtung von seinem zur
Widmung bestimmten Vermögen endgültig trennt, sein im Errichtungsakt
zum Ausdruck gekommener Willen erstarrt (= Stifterwillen4) und in der
Folge der Stifter und die Stiftung zwei unabhängige, rechtliche Personen
sind.5 Damit sind Stiftungen grundsätzlich vor der nachträglichen Einfluss‐
nahme durch Stifter oder Dritte geschützt.6 Mithin können Stiftungen auf
Grundlage des Stifterwillens selbstständig und eigenverantwortlich han‐
deln.7

Diese Stiftungsautonomie zieht aber zugleich ein Kontrolldefizit nach
sich.8 Stiftungen sind mitgliederlos (§ 80 Abs. 1 S. 1 BGB) und besitzen
im gesetzlichen Regelfall nur ein einziges Organ, den Stiftungsvorstand
(§ 84 Abs. 1, 4 S. 1 BGB). Insoweit agiert der Stiftungsvorstand ohne einen
der Stiftung immanenten Antagonisten, womit ein natürlicher Kontrolleur

1 Im Folgenden wird für rechtsfähige, selbstständige Stiftungen des bürgerlichen Rechts
allein der Begriff „Stiftung“ verwendet. Auf Besonderheiten hinsichtlich anderer Stif‐
tungsformen wird an gebotener Stelle aber ausdrücklich Bezug genommen.

2 Vgl. zur Grundrechtsfähigkeit von Stiftungen BVerwG, Urt. v. 22.9.1972 – VII C 27/71,
VerwRspr 1973, 668; BVerfG, Beschl. v. 11.10.1977 – BvR 209/76, BVerfGE 46, 73; Hütt‐
emann/Rawert, in: Staudinger, BGB, Vorbemerkungen zu §§ 80-88, Rn. 48 m. w. N.

3 Muscheler, Stiftungsrecht2, S. 262 ff.; vgl. Trappe, Unternehmensmitbestimmung und
unternehmensverbundene Stiftungen, S. 107 f.

4 Noch ausführlich zum Dogma des Stifterwillens unten Zweiter Teil A.
5 Vgl. Jakob, npoR 2016, 7, 9 f. m. w. N.
6 Weitemeyer, in: MünchKomm-BGB9, § 85, Rn. 35; Trappe, Unternehmensmitbestim‐

mung und unternehmensverbundene Stiftungen, S. 108.
7 Vgl. Muscheler, Stiftungsrecht2, S. 262.
8 Vgl. statt vieler OVG Lüneburg, Urt. v. 18.9.1984 – 10 A 102/82, NJW 1985, 1572, 1572;

Lange, AcP 214, 511, 524; Uffmann, ZIP 2021, 1251, 1254 m. w. N.
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fehlt.9 So ist es nicht verwunderlich, dass schon Liermann Stiftungen als
eine

„[…] wehrlos daliegende, die Begehrlichkeit reizende Vermögensmas‐
se […]“

bezeichnete.10 Zur Kompensation des Fehlens eines stiftungsinternen
Gegenspielers11 werden Stiftungen unter die Aufsicht einer staatlichen
Behörde gestellt.12 Die staatliche Stiftungsaufsichtsbehörde gehört daher
zur Stiftung wie der Aufsichtsrat zur Aktiengesellschaft und die Mit‐
gliederversammlung zum Verein. Durch die Stiftungsaufsichtsbehörde ga‐
rantiert der Staat den manifestierten Stifterwillen und die Gesetzmäßig‐
keit der Stiftung.13 Im Rahmen ihrer Amtsausübung hat die Stiftungsauf‐
sichtsbehörde die Stiftungsautonomie und die Grundrechte der Stiftung
(Art. 1 Abs. 3, 2. Var. GG) zu beachten, weshalb sich folgerichtig die Stif‐
tungsaufsicht auf eine reine Rechtsaufsicht beschränkt.14

Es können jedoch dann Probleme entstehen, falls die staatliche Stiftungs‐
aufsicht ihrer Kontrollpflicht nicht oder nicht ausreichend gerecht wird.
In der Rechtspraxis bestehen verschiedengeartete Gründe, welche die Stif‐
tungsaufsicht in ihrer Kontrollarbeit beeinflussen und im Ergebnis sogar
die Ausübung der Kontrollbefugnisse verhindern können.15 Insoweit stellt
sich die Frage, wer noch für die Einhaltung des Stifterwillens und der
gesetzlichen Vorschriften durch die Stiftung sorgen kann. Die Antwort
auf diese Frage fällt ernüchternd aus: Solange und soweit der Stifter kein

9 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger, BGB, Vorbemerkungen zu §§ 80-88, Rn. 122;
Jakob, Schutz der Stiftung, S. 240 ff.

10 Liermann, Handbuch des Stiftungsrecht I, S. 281.
11 Zum Prinzipal-Agent-Problem noch eingehend unten Zweiter Teil B.I.2.a.
12 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger, BGB, Vorbemerkungen zu §§ 80-88, Rn. 122.

Im Folgenden werden „Stiftungsaufsicht“, „Stiftungsaufsichtsbehörde“, „Aufsichtsbe‐
hörde“, „staatliche Aufsichtsbehörde“ und „staatliche Stiftungsaufsicht“ Synonym ver‐
wendet.

13 Jakob, Schutz der Stiftung, S. 89 ff., S. 258 f. m. w. N.; vgl. zur Garantiefunktion unten
Zweiter Teil C.I.1.

14 BVerwG, Urt. v. 22.9.1972 – VII C 27/71, VerwRspr 1973, 668; Fischer, in: Richter,
Stiftungsrechtshandbuch, § 8, Rn. 147; vgl. hierzu ausführlich unten Zweiter Teil C.I.1.

15 Z. B. ist es der Stiftungsaufsicht bereits aus Kapazitätsgründen unmöglich, jede Stif‐
tungstätigkeit zu verfolgen und schlussendlich auch zu überprüfen, Kaufmann, Stif‐
tung und Konflikt, S. 146 f. Der Stiftungsbestand verdoppelte sich zwischen Jahr 2002
bis zum Jahr 2020, auf nunmehr insgesamt circa 24.000 Stiftungen, Bundesverband
Deutscher Stiftungen e. V., Der Stiftungsbestand ist seit 2001 kontinuierlich gestiegen;
ausführlich zu den Aufsichtshemmnisse unten Zweiter Teil C.II.
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besonderes Kontrollsystem in „seiner“ Stiftung vorgesehen hat, kann au‐
ßerhalb der Stiftungsverwaltung wegen der rechtlichen Selbstständigkeit
der Stiftung und der Stiftungsautonomie grundsätzlich niemand neben der
Stiftungsaufsichtsbehörde die Stiftung direkt kontrollieren.16

Insoweit bedürfte es einer Einwirkungsmöglichkeit auf die Stiftungsauf‐
sichtsbehörde, dass diese ihrer gesetzlichen Aufgabe zur Stiftungsaufsicht
nachkommt. In diesen Konstellationen dient die Stiftungsaufsicht als „Fil‐
ter“ vor einer unzulässigen Einflussnahme auf die Willensbildung der
Stiftungsverwaltung und gewährleistet somit die Stiftungsautonomie.17 Aus
rechtspraktischen Erwägungen müsste mithin ein Dritter die Stiftungsauf‐
sichtsbehörde dazu verpflichten können, dass diese eine konkrete und
ordnungsgemäße Kontrolle durchführt. Dafür müsste der Dritte eine ent‐
sprechende Rechtsposition gegenüber der Stiftungsaufsicht besitzen. Ande‐
renfalls besäße er keinen Anspruch und er könnte nicht sein Anliegen nö‐
tigenfalls auch gerichtlich durchsetzen, denn das Verwaltungsprozessrecht
stellt die zulässige Einlegung eines Rechtsbehelfs unter die Voraussetzung
des § 42 Abs. 2 VwGO, wonach der Kläger möglicherweise in einer eigenen
Rechtsposition betroffen sein muss.18 Indes schützen nach der st. Rspr. die
stiftungsaufsichtsrechtlichen Eingriffsbefugnisse allein die Allgemeinheit
und die Stiftung selbst vor den Stiftungsorganen.19 Dagegen schützt sie
nicht Dritte, wie z. B. den Stifter, die Nachkommen des Stifters oder die
Destinatäre20 der Stiftung.21 Damit vermitteln die stiftungsaufsichtsrechtli‐
chen Eingriffsbefugnisse Dritten keinen „Anspruch auf Tätigwerden“ der

16 Vgl. hierzu unten Zweiter Teil B.I.1., Zweiter Teil B.II. und zu den Gestaltungsmög‐
lichkeiten für ein besonderes Kontrollsystem Zweiter Teil B.III.

17 Vgl. Schwintek, Vorstandskontrolle, S. 393 f.
18 Ausführlich hierzu Dritter Teil C.II.
19 BGH, Urt. v. 3.3.1977 – III ZR 10/74, NJW 1977, 1148, 1148; BVerwG, Beschl. v.

10.5.1985 – 7 B 211/84, NJW 1985, 2964; OVG Lüneburg, Urt. v. 18.9.1984 – 10 A
102/82, NJW 1985, 1572; vgl. hierzu noch ausführlich unten Dritter Teil C.III.1.

20 „Destinatäre“ sind die Begünstigten des Stiftungszwecks, statt vieler Blydt-Hansen,
Die Rechtsstellung der Destinatäre, S. 21; allgemein zur Rechtsstellung der Destina‐
täre einer Stiftung, vgl. statt vieler Theuffel-Werhahn/Mühlendiek, ZStV 2022, 87,
87 f. m. w. N.

21 BVerwG, Beschl. v. 10.5.1985 – 7 B 211/84, NJW 1985, 2964; OVG Lüneburg, Urt.
v. 18.9.1984 – 10 A 102/82, NJW 1985, 1572; VGH Mannheim, Urt. v. 21.6.2022 – 1
S 1865/20, NZG 2022, 1489; VG Sigmaringen, Urt. v. 22.1.2020 – 6 K 300/17, npoR
2021, 208, 211 (Rn. 97); Hüttemann/Rawert, in: Staudinger, BGB, Vorbemerkungen
zu §§ 80-88, Rn. 149 ff.; Fischer, in: Richter, Stiftungsrechtshandbuch, § 8, Rn. 14 ff.;
Andrick/Suerbaum, Stiftung und Aufsicht, § 9, Rn. 54; Suerbaum, NVwZ 2005, 160,
161; Suerbaum, in SSSP3, C Rn. 184 ff.; Jakob, Schutz der Stiftung, S. 499; Schwin‐
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Stiftungsaufsicht. In der Folge ist die Stiftung schutzlos, wenn z. B. die
Stiftungsverwaltung entgegen dem Stifterwillen handelt und aufsichtsrecht‐
liche Fehler der Stiftungsaufsichtsbehörde unterlaufen.22 Diesen Rechtszu‐
stand, und das somit bestehende Schutzdefizit, bezeichnet Jakob als „große,
nachhaltige Schwachstelle“ des Stiftungsrechts, welche in der Rechtspraxis
für Unmut und Unverständnis sorge.23

Dieses Defizit des deutschen Stiftungsrechts könnte die Einführung eines
eigenen deutschen Rechtsschutzregimes beseitigen, das sich an der schwei‐
zerischen Stiftungsaufsichtsbeschwerde orientiert.24 Dieses schweizerische
Rechtsinstitut eröffnet einer hinreichend interessierten Person einen An‐
spruch gegenüber der zuständigen Stiftungsaufsichtsbehörde auf eine Be‐
fassung mit und eine ermessensfehlerfreie Entscheidung über eine rechts-
oder gesetzwidrige Handlung oder Unterlassung der Stiftungsorgane.25 Ge‐
gen die Entscheidung der Stiftungsaufsichtsbehörde über die Stiftungsauf‐
sichtsbeschwerde steht dem Beschwerdeführer der Rechtsweg offen.26 Diese
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, kann dabei eine Kontrolle der
Stiftungsaufsicht ermöglichen.27

Mithin könnte mit einer deutschen Regelung der Stiftungsaufsichtsbe‐
schwerde Dritten die Möglichkeit eröffnet werden, für die Einhaltung des
Aufsichts- und Schutzauftrags der Stiftungsaufsichtsbehörden zu sorgen,
und somit die bestehende Rechtsschutzlücke geschlossen werden.28 Auf
diese Weise entsteht eine mittelbare Kontrollmöglichkeit für Dritte, die es
erlaubt, die Aufsichtsbehörde anzuweisen, eine rechts- oder gesetzwidrige
Handlung oder Unterlassung der Stiftungsverwaltung zu überprüfen und
entsprechend zu entscheiden, ohne dass damit in die Stiftungsautonomie
eingegriffen wird, da Einwirkungen Dritter nur gegenüber der Stiftungsauf‐
sicht zugelassen werden. Jedoch bedarf die Umsetzung einer deutschen
Stiftungsaufsichtsbeschwerde nach dem Vorbild der schweizerischen Stif‐

tek, Vorstandskontrolle, S. 324 ff.; Blydt-Hansen, Die Rechtsstellung der Destinatäre,
S. 79 ff.

22 Vgl. Jakob/Picht, in: BeckOGK BGB/I1.2.2021, § 85, Rn. 64 ff.; Weitemeyer, in: Münch‐
Komm-BGB9, § 85 Rn. 32 ff.

23 Jakob, in: Verh. 72. DJT/II,1, P 19, P 53.
24 Vgl. Jakob, Schutz der Stiftung, S. 498 ff.; Jakob, in: Verh. 72. DJT/II,1, P 19, P 56.
25 Vgl. hierzu noch ausführlich unten Vierter Teil B.III.4.
26 Ausführlich zur schweizerischen Stiftungsaufsichtsbeschwerde und der der Möglich‐

keit, den Rechtsweg zu beschreiten unten Vierter Teil B.
27 So auch Jakob, Schutz der Stiftung, S. 382.
28 Vgl. Schauhoff, npoR 2016, 2, 6.
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tungsaufsichtsbeschwerde einer hinreichenden Anpassung an und einer
friktionslosen Einbettung in das deutsche Rechtssystem.29 Außerdem muss
die gegen die Einführung einer Stiftungsaufsichtsbeschwerde erhobene Kri‐
tik berücksichtigt werden, nach der dieses Rechtsinstitut dem Grundsatz
der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 GG) widerspräche und
Gefahr liefe, eine Popularklage zuzulassen.30

B. Ziel und Gang der Untersuchung

Das Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es, das Erfordernis und die
Implikationen eines deutschen stiftungseigenen Rechtsschutzregimes auf‐
zuzeigen. Um das Erfordernis herauszuarbeiten, sollen zunächst das vom
Gesetz vorgesehene Kontrollsystem analysiert und etwaige Defizite heraus‐
gestellt werden. Anschließend soll untersucht werden, ob außerhalb des
Kontrollsystems stehende Personen de lege lata die Kontrolle der Stiftun‐
gen tatsächlich nicht beeinflussen können. Hierauf basierend sollen die
Implikationen eines de lege ferenda zu schaffenden stiftungseigenen Rechts‐
schutzregimes auf das Stiftungswesen dargelegt werden. Dabei soll gezeigt
werden, dass sich für das deutsche Recht ein Rechtsschutzregime eignet,
welches sich an der schweizerischen Stiftungsaufsichtsbeschwerde orien‐
tiert, und insoweit Personen mit einem berechtigten Kontrollinteresse eine
mittelbare Kontrollmöglichkeit eröffnet. Hingegen ist es nicht die Zielset‐
zung der vorliegenden Arbeit, das bestehende Kontrollsystem abzuschaffen
und dieses durch einen Rechtsbehelf zu ersetzen, sondern es sinnvoll und
im Einklang mit der Stiftungsautonomie zu ergänzen.

In einem ersten Schritt wird sich die Arbeit mit den Problematiken
im Zusammenhang mit der Kontrolle der Stiftungsgeschäftsführung aus‐
einandersetzen (Zweiter Teil). Hierbei wird die Untersuchung zwischen
der stiftungsinternen Kontrolle und der Kontrolle durch die Stiftungsauf‐
sichtsbehörden trennen. Inhaltlich wird besonders auf die rechtlichen so‐
wie organisatorischen Rahmenbedingungen eingegangen. Innerhalb dieser
Rahmenbedingungen werden bestehende Defizite in der Kontrolle der Stif‐
tung aufgezeigt, welche eine Ergänzung des bestehenden Kontrollsystems
rechtfertigen.

29 Vgl. Hof, in: Campenhausen/Richter, Stiftungsrechts-Handbuch4, § 10 Rn. 123 mit
Blick auf Jakob, Schutz der Stiftung, S. 498 ff.

30 Ausführlich zur Kritik unten Fünfter Teil B.
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Der nächste Abschnitt wird sich ebenfalls der Frage des Reformbedarfs
widmen. Er wird die Befugnisse Dritter zur Einleitung einer behördlichen
Kontrolle untersuchen (Dritter Teil). Im Schwerpunkt wird dieser Ab‐
schnitt die de lege lata bestehenden Einwirkungsmöglichkeiten von Dritten
auf die Stiftungsaufsichtsbehörden prüfen. Dabei wird es entscheidend sein
zu klären, ob die stiftungsaufsichtsbehördlichen Eingriffsbefugnisse Dritten
ein subjektiv-öffentliches Recht vermitteln oder ob Dritte auf andere Weise
die Stiftungsaufsichtsbehörde zur Durchführung einer Kontrolle anhalten
können.

Anschließend wird die schweizerische Stiftungsaufsichtsbeschwerde be‐
handelt (Vierter Teil). Um tatsächlich als Rechtsvorbild für das deutsche
Recht zu dienen, ist genau nachvollziehen, warum die Stiftungsaufsichtsbe‐
schwerde im schweizerischen Recht existiert. Daher wird sich dieser Teil
vollständig der Frage nach der Existenzberechtigung des Rechtsinstituts im
schweizerischen Stiftungswesen widmen. Zunächst wird auf die allgemei‐
nen Rahmenbedingungen des schweizerischen Stiftungsrechts eingegangen.
Anschließend wird das Rechtsinstitut der Stiftungsaufsichtsbeschwerde ge‐
nauer betrachtet, wobei auch dessen historische und rechtsdogmatische
Einordnung sowie dessen Stellung im schweizerischen Rechtsschutz the‐
matisiert wird. Ebenso werden die Voraussetzungen der Stiftungsaufsichts‐
beschwerde erörtert, wobei das Augenmerk auf die Beschwerdeberechti‐
gung und die Beschwerdeentscheidung gelegt wird. Schließlich wird der
praktische Nutzen der Stiftungsaufsichtsbeschwerde analysiert und bewer‐
tet.

In einem nächsten Schritt werden die im vorherigen Teil gesammelten
Erkenntnisse auf das deutsche Recht übertragen und entsprechende Um‐
setzungsoptionen einer deutschen Stiftungsaufsichtsbeschwerde diskutiert
(Fünfter Teil). Der Schwerpunkt dieser Darstellung wird auf der Betrach‐
tung des zukünftigen Rechts liegen. Dabei werden zunächst die Hindernisse
bei der möglichen Umsetzung in der Stiftungs- und Verwaltungssphäre un‐
ter Berücksichtigung der schweizerischen Rechtserkenntnisse erörtert. An‐
schließend wird die Umsetzung durch eine lex ferenda diskutiert, die auch
hinsichtlich ihrer formalen Gestaltung analysiert wird. Es wird gezeigt, dass
Anpassungen an das deutsche Recht notwendig sind und entsprechend die
schweizerische Stiftungsaufsichtsbeschwerde in Nuancen verändert werden
muss. Sodann werden die Voraussetzungen für eine deutsche Stiftungsauf‐
sichtsbeschwerde und die rechtspraktischen Auswirkungen der lex ferenda
dargestellt und die Folgen abgeschätzt.
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Am Ende der Arbeit werden die Ergebnisse in Form von Thesen zusam‐
mengefasst und ein abschließendes Fazit gezogen (Sechster Teil).

B. Ziel und Gang der Untersuchung
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